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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Die UREK-SR reichte im April 2015 eine parlamentarische Initiative für eine Änderung
im Stromversorgungsgesetz ein. Der im Stromversorgungsgesetz vorgesehene Vorrang
von erneuerbarer Energie bei der Zuteilung von Kapazitäten im grenzüberschreitenden
Übertragungsnetz wurde seit der Inkraftsetzung des Stromversorgungsgesetzes 2007
zum ersten Mal 2014 geltend gemacht. Dabei traten Rechtsunsicherheiten zu Tage, die
von der Eidgenössischen Elektrizitätskommission (ElCom)untersucht wurden. Aufgrund
seiner potentiell problematischen Auswirkungen soll Artikel 17 Absatz 2 des
Stromversorgungsgesetzes dahingehend geändert werden, dass der Vorrang nur noch
für Lieferungen aufgrund von internationalen Bezugs- und Lieferverträgen, die vor dem
31. Oktober 2002 abgeschlossen worden sind, gilt. Am 22. Juni 2015 gab die UREK-NR
der Initiative Folge. Im Dezember 2015 gab die UREK-SR den Gesetzesvorentwurf in die
Vernehmlassung, welche bis am 21. März 2016 dauerte.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.2015
NIKLAUS BIERI

Die aus einer parlamentarischen Initiative der UREK-SR hervorgegangene Änderung im
Stromversorgungsgesetz, welche die Streichung des Vorrangs erneuerbarer Energie bei
der Zuteilung von Kapazitäten im grenzüberschreitenden Übertragungsnetz bezweckt,
wurde in der bis März 2016 dauernden  Vernehmlassung grösstenteils gut
aufgenommen. Die meisten Vernehmlassungsteilnehmer stimmten dem Vorhaben zu
und begründeten dies mit der höheren Netz- und Versorgungssicherheit. Skeptisch
aufgenommen wurde die Vorlage von einigen Gebirgskantonen, die eine
Benachteiligung der einheimischen Wasserkraft gegenüber ausländischem Strom aus
Kohle und Gas ausmachten. Abgelehnt wurde die Vorlage von den Umweltverbänden
und der SP, die in der Gesetzesänderung einen Widerspruch zu den Zielen der
Energiestrategie 2050 sahen. Die UREK-SR sah sich durch die breite Zustimmung
bestätigt und sprach sich am 1. September 2016 einstimmig für den Entwurf aus, der
damit den Räten unterbreitet wird. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.09.2016
NIKLAUS BIERI

In der Wintersession 2016 behandelte die kleine Kammer als Erstrat eine
parlamentarische Initiative der UREK-SR zur Streichung von Vorrängen im
grenzüberschreitenden Übertragungsnetz. Diese Änderung im Stromversorgungsgesetz
soll die Vorränge zugunsten der Grundversorgung und der erneuerbaren Energien
streichen. Diese würden sich in der Praxis nicht bewähren und seien systemfremd,
versicherte Werner Luginbühl (bdp, BE) im Namen der Kommission, welche die
parlamentarische Initiative einstimmig zur Annahme empfahl. Nachdem auch
Bundesrätin Leuthard dargelegt hatte, dass sie die Gesetzesänderung begrüsse, trat der
Ständerat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein und nahm sie einstimmig (bei 2
Enthaltungen) an. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2016
NIKLAUS BIERI

Die Änderung im Stromversorgungsgesetz zur Streichung von Vorrängen im
grenzüberschreitenden Übertragungsnetz wurde am 9. März 2017 vom Nationalrat
diskutiert. Da durch die Schaffung von Vorrangregelungen die Netzkapazität an der
Grenze geschmälert werde, gefährdeten die Vorrangregelungen die
Versorgungssicherheit und verzerrten den Wettbewerb – so die Begründung der UREK-
NR, die ihrem Rat Eintreten und Zustimmung empfahl. Während die Kommission mit
einer zusätzlichen Klausel für eine zehnjährige Auslaufzeit bezüglich der langfristigen
Abnahmeverträge eine Differenz zum Ständerat schaffen wollte, forderte eine
Minderheit Fässler (cvp, AI) die Streichung dieser Klausel. Der Nationalrat trat ohne
Gegenantrag auf die Vorlage ein und zog mit 120 zu 62 Stimmen bei 5 Enthaltungen die
Position der Minderheit Fässler derjenigen der Kommissionsmehrheit vor. Da somit
keine Differenz zum Ständerat geschaffen wurde, kam das Geschäft in die
Schlussabstimmung: Am 17. März 2017 stimmte der Ständerat mit 43 gegen eine Stimme
bei einer Enthaltung zu, der Nationalrat nahm die Vorlage mit 141 gegen 56 Stimmen
(keine Enthaltungen) an. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2017
NIKLAUS BIERI
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1) Ergebnisbericht Vernehmlassung zur Änderung des Stromversorgungsgesetzes
2) AB SR, 2016, s. 1235 f.
3) AB NR, 2017, S. 300 ff.; AB NR, 2017, S. 574.; AB SR, 2017, S. 307.
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